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Höllentrip durch den Darién-Dschungel
Trotz tödlichen Gefahren wagen immer mehr Migranten den riskanten Marsch über die Landenge zwischen Kolumbien und Panama

THOMAS MILZ, PANAMA-STADT

Verängstigt stehen der 20 Jahre alte
Venezolaner Adrian und sein 37-jähri-
gerWeggefährte aus Kolumbien an dem
kleinen Busbahnhof des Grenzörtchens
Paso Canoas, an Panamas westlichs-
tem Punkt. Auf der anderen Seite der
Strasse liegt der Grenzübergang nach
Costa Rica, der nächsten Station auf
ihremWeg in die USA. Sie könnten ein-
fach über die Grenze nach Costa Rica
gehen, sagt ihnen ein Strassenhändler.
Ihnen werde nichts passieren. Doch die
beiden zögern. Sie haben die schlimmste
Woche ihres Lebens hinter sich, um von
Kolumbien nach Panama zu kommen.
Jetzt soll es plötzlich einfach sein?

Adrian hat einen kleinen Sohn in
Venezuela zurückgelassen, sein Ge-
fährte zwei kleine Töchter in Kolum-
bien, um in den USA Geld zu verdie-
nen. Er könne Häuser bauen, sagt der
Kolumbianer. Adrian würde jedwede
Arbeit annehmen. So wie sie passierten
im vergangenen Jahr 130 000 illegale
Migranten auf dem Weg in die USA
die Landenge von Darién, die Süd- und
Zentralamerika verbindet. Das waren
mehr als in den zehn Jahren zuvor zu-
sammen.

Migranten aus der ganzen Welt

Vor allem in Südamerika lebende Hai-
tianer und Kubaner waren vor der
durch die Pandemie ausgelösten Wirt-
schaftskrise nordwärts geflohen. Aber
auch Afrikaner, die vor Bürgerkriegen
flohen, sowie Migranten aus Usbeki-
stan, Bangladesh, Pakistan oder Weiss-
russland.

Der Darién-Urwald ist ein 160 Kilo-
meter langes und 50 Kilometer breites
natürliches Hindernis. Strassen gibt es
nicht. So besteigen die Migranten zu-
erst kleine Boote im kolumbianischen
Ort Necoclí, um über den Golf von
Urabá nachAcandi überzusetzen.Dort
beginnt der Höllentrip in den Dschun-
gel. Der dichte Wald ist voller Gefah-
ren und Schrecken, gefährlicher Tiere,
waghalsiger Pfade und wilder Sturz-
bäche. Brennholz für nächtliche Feuer
ist in dem feuchten Wald kaum zu fin-
den. Oft schlafen die Migranten auf
dem schlammigen Boden.

Die Tage im Wald seien furchtbar
gewesen, erzählenAdrian und sein Ge-
fährte. Sie zeigen ihre von Insekten-
stichen geschwollenen und von Schnitt-
wunden übersäten Beine. Doch am
schlimmsten sei der Moment gewesen,
als sie in dem dichten Wald überfallen
worden seien. Man habe ihnen Revol-
ver an den Kopf gehalten und alles
weggenommen, berichten sie unterTrä-
nen. Indigene seien unter den Banditen
gewesen, glauben sie.

Gewalt im Dschungel

Solche Geschichten hat Owen Breuil
in den vergangenen Monaten oft ge-
hört. Er arbeitet für die Hilfsorganisa-
tion Ärzte ohne Grenzen (MSF). Die
Organisation betreut in dem panamai-
schen Urwalddorf Bajo Chiquito die
aus dem Darién-Wald kommenden

Menschen. Viele Migranten litten an
Durchfallerkrankungen, weil sie Was-
ser aus Pfützen und Bächen getrun-
ken hätten.Am schlimmsten sei jedoch
die Gewalt.

«Bereits am ersten Tag im Dschun-
gel werden viele überfallen, ihnen wird
alles weggenommen,Essen,Mobiltele-
fone, Schuhe und manchmal gar die
Kleidung. Dann haben sie noch drei
bis fünf Tage vor sich, um den Wald
zu durchqueren», erklärt Breuil. Mit
der steigenden Zahl von Migranten in
der zweiten Jahreshälfte 2021 hätten
auch die sexuellen Übergriffe undVer-
gewaltigungen zugenommen. «In einer
Woche haben wir bis zu zwanzig Fälle
von Vergewaltigungen gezählt.»

Hinter der Gewalt stehen kriminelle
Gangs. Da sind zum einen oft aus ehe-
maligen Guerilleros des kolumbiani-
schen Bürgerkriegs gebildete Schmugg-
lerbanden, die Drogen über die Urwald-
routen nach Panama transportieren.Da-
neben gibt es Kriminelle aus der Region,
darunter auch Indigene, die die Notlage
der Migranten ausnutzen.

Alternativen auf Atlantikseite

Die Bilder verzweifelter Migranten gin-
gen im vergangenen Jahr um die Welt;
Berichte über mit Leichen gesäumte
Urwaldwege sorgten für Entsetzen.
Panamas Regierung hat darauf reagiert
und Ende Jahr die Präsenz der Grenz-
schutzbehörde Senafront verstärkt. Die
Region ist grossräumig vom Militär ab-
gesperrt. Journalisten, die in die Region
reisen wollen, schrecken die panamai-
schen Behörden mit immer neuen büro-
kratischen Hürden ab.

Die Kunde von der grassierenden
Gewalt hat zudem dazu geführt, dass
die Migranten neue Wege durch den
Urwald suchen. So bieten Schlep-
perbanden bereits eine alternative
Route über die Pazifikseite an. Doch
die Überfahrt von der westkolumbia-
nischen Küste hoch nach Panama ist
aufgrund des unberechenbaren See-
gangs äusserst gefährlich. Zudem ist
die lange Bootsfahrt für die meisten
Migranten zu teuer.

So sucht man Alternativen auf der
Atlantikseite. Dort lassen sich immer
mehr Migranten von Necoclí aus per
Boot weiter nach Norden bringen.Beim
Küstendorf Capurganá betreten sie den
Darién-Wald in Richtung der Siedlung
CanaánMembrillo.Dort geht es mit den
Booten Einheimischer über Flüsse wei-
ter. Die Route sei zwei Tage kürzer, be-
richtet Owen Breuil von MSF. Und of-

fenbar inzwischen professionell organi-
siert. So treffe man zunehmend Migran-
ten mit bunten Armbändchen an, was
auf die Arbeit von Schlepperbanden
hinweise.

Kontrolle durch das Militär

Wer es durch den Urwald geschafft hat,
wird dann vom panamaischenMilitär in
die Aufnahmelager Lajas Blancas und
SanVicente gebracht.Die Daríen-Land-
enge ist der einzige Punkt auf der Tau-
sende von Kilometer langen Migran-
tenroute quer durch Lateinamerika, an
dem die Migranten registriert würden,
berichtet Elías Andrés Cornejo Rodri-
guez, der Koordinator des Jesuiten-
Netzwerkes Fé y Alegría. Die Organi-
sation betreut die Migranten in Darién
und begleitet sie länderübergreifend auf
ihremWeg Richtung Norden.

Wer nicht ärztlich betreut werden
muss, wird vom panamaischen Mili-
tär in Autobusse Richtung Costa Rica
gesetzt. In dem Auffanglager Gualaca,
rund 60 Kilometer vor der Grenze, ist
Endstation.Ab hier sind die Migranten
sich selbst überlassen. Man habe ihnen
in Gualaca gesagt, dass sie einen Tag
hätten, um aus Panama zu verschwin-
den, erzählt Adrian. Passanten am Bus-
bahnhof bittet er noch um Geld, am
liebsten Dollars. Dann überqueren er
und sein Begleiter die Strasse Richtung
Costa Rica.

Was aus den Migranten danach
werde, sei ungewiss, erklärt ElíasAndrés
Cornejo Rodriguez. «Niemand kann sa-
gen, ob die Migranten später tatsächlich
in Mexiko ankommen oder ob sie es gar
bis in den Süden derVereinigten Staaten
schaffen.» Immer wieder höre man Ge-
schichten von Migranten, die in Costa
Rica einTaxi nähmen und später tot auf-
gefunden würden. Oder in Mexiko von
Drogenkartellen verschleppt würden.
Aufhalten liessen sich die Migranten
von solchen Schauergeschichten nicht,
sagt Cornejo Rodriguez.

Änderung bei US-Grenzregime

Zwar hatte die Zahl der Migranten in
Darién um die Jahreswende stark ab-
genommen. Doch nun sind es bereits
19 000 Migranten, die den Darién-Wald
bis Ende April durchquerten. Das sind
weniger als zu den Spitzenzeiten zwi-
schen August und Oktober 2021, aber
mehr als in den ersten vier Monaten des
vergangenen Jahres. Venezolaner wie
Adrian machen derzeit mit 70 Prozent
die grosse Mehrheit aus, darauf folgen
Haitianer und Kubaner. Und es werden
noch mehr werden.

Denn mittlerweile hat sich herum-
gesprochen, dass die amerikanische
Regierung am 23.Mai den «Title 42»
ausser Kraft setzen will. Aufgrund der
im März 2020 vom damaligen Präsiden-
ten Donald Trump in Kraft gesetzten
Covid-19-Sonderregelung haben ameri-
kanische Grenzbeamte bis anhin rund
zwei Millionen Migranten abgewie-
sen. Fällt dieser Mechanismus wieder
weg, dürfte sich bereits in den nächs-
ten Wochen die ohnehin schon ange-
spannte Lage an der amerikanischen
Südgrenze verschärfen. Im März wur-
den dort 221 000 Migranten aufgegrif-
fen – so viele wie seit über zwanzig Jah-
ren nicht mehr.

Noch gibt es ein juristisches Geran-
gel um die geplante Aufhebung des
«Title 42», dem Experten jedoch wenig
Aussicht auf Erfolg bescheinigen. Ei-
nige amerikanische Gliedstaaten wol-
len die Regelung weiterlaufen lassen;
sie rechnen sonst mit täglich bis zu
18 000 Grenzübertritten durch Migran-
ten. Denn die Kunde vom Wegfall der
Abschieberegelung weckt in Latein-
amerika neue Hoffnungen, die USA
doch noch zu erreichen. Allein in
Panama hielten sich derzeit Hundert-
tausende von Migranten illegal auf, er-
klärt Elías Andrés Cornejo Rodriguez.
Sie würden ganz genau beobachten,was
am 23.Mai passiere, um sich dann Rich-
tung USA aufzumachen.

Im kolumbianischen Küstenort Acandi starten viele der Migranten ihrenWeg durch den Urwald. MAURICIO DUENAS CASTANEDA / EPA

Veranstaltungen

OPERNHAUS ZÜRICH
044 268 66 66, opernhaus.ch

Mi 18. Mai, 19.30, Opernhaus
Das Rheingold
Oper von Richard Wagner

Do 19. Mai, 19.30, Opernhaus
Liederabend Camilla Nylund

Fr 20. Mai, 20.00, Opernhaus
Arabella
Oper von Richard Strauss

THEATERTHEATER

SCHAUSPIELHAUS ZÜRICH
044 258 77 77, schauspielhaus.ch
Mi 18. Mai, 19.30, Schiffbau-Halle
Einfach das Ende der Welt nach Jean-Luc
Lagarce. 20.00, Pfauen. Der Vater nach
August Strindberg
Do 19. Mai, 19.30, Schiffbau-Halle
Einfach das Ende der Welt nach Jean-Luc
Lagarce. 20.00, Pfauen. Der Vater nach
August Strindberg
Fr 20. Mai, 20.30, Schiffbau-Matchbox
Is anybody home? Premiere. 20.00, Pfauen
Der Vater nach August Strindberg

BERNHARD THEATER
044 268 66 99, bernhard-theater.ch

Mi 18. Mai, 20.00. Appenzeller Welttournee
mit Simon Enzler, Martin O. und dem
Appenzeller Echo

THEATER RIGIBLICK
044 361 80 51, theater-rigiblick.ch

Do 19. Mai, 20.00. Azzurro Ein italienischer
Liederabend mit Herz & Schmerz & Co.

Fr 20. Mai, 20.00. Mendocino Ein Abend
mit Hits aus den 70er-Jahren

KONZERTKONZERT

TONHALLE-ORCHESTER ZÜRICH
044 206 34 34, tonhalle-orchester.ch, Tonhalle Zürich

Mi 18. / Do 19. / Fr 20. Mai, 19.30, TZ
Jakub Hrůša Leitung Kian Soltani Violoncello
Dvořák, Smirnov, Lutosławski

Do 19. Mai, 12.15, TZ
Orchester-Lunchkonzert Jakub Hrůša, Leitung
Lutosławski

So 22. Mai, 17.00, TZ
Kosmos Kammermusik
The King's Singers

MIGROS-KULTURPROZENT-CLASSICS
migros-kulturprozent-classics.ch, 044 206 34 34

Di 24. Mai, 19.30, Tonhalle Zürich

Sächsische Staatskapelle Dresden

Christian Thielemann, Leitung
Bruckner: Sinfonie Nr. 9
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Werben auch Sie hier für Ihre Veranstaltung:
kulturmagnet.liveOPER THEATER KONZERTOPER THEATER KONZERT
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BUNDESGERICHT

An der Zofinger Blutbuche wird ein Exempel statuiert
Das Volk könne nicht darüber entscheiden, ob ein einzelner Baum unter Schutz gestellt werden solle, urteilt das oberste Gericht

ERICH ASCHWANDEN

«Mein Freund der Baum» trällerte die
deutsche Schlagersängerin Alexandra
bereits im Jahr 1968.Alexandra ist längt
vergessen, doch das von ihr besungene
Thema Baumschutz ist aktueller denn je.
In Zeiten wachsenden Umweltbewusst-
seins und des Klimawandels können
die Behörden ältere, markante Bäume
kaum fällen, ohne dass dies zu wüten-
den Protesten vonAnwohnerinnen und
Naturschützern führt. Jüngstes Bei-
spiel: Der Bestsellerautor Martin Suter
und alt Bundesrat Moritz Leuenberger
wehrten sich gegen eine Fällaktion im
Stadtzürcher Wolfbachtobel. Doch alle
Prominenz nützte nichts. Wie bei den
meisten Streitigkeiten um Bäume blieb
derWiderstand erfolglos.Zu guter Letzt
rückten die Forstarbeiter mit ihren Ket-
tensägen an, um die teilweise über hun-
dertjährigen Bäume zu fällen.

Erfolgversprechender als Aktionen,
wie sich an Bäume zu ketten, könnte
das Beschreiten des juristischen Wegs
sein. Dies versuchten engagierte Bür-
ger vergangenes Jahr in Zofingen. Als
die Stadtregierung eine über hundert
Jahre alte Blutbuche auf öffentlichem
Grund fällen lassen wollte, starteten
zwei Anwohnerinnen eine Initiative.
Sie trafen damit offenbar einen Nerv,
unterschrieb doch jeder zwölfte Ein-
wohner der Aargauer Kleinstadt das
Volksbegehren.

Weiterzug nach Lausanne

Dieses verlangt, dass Zofingen die
stadtbildprägende Blutbuche am jetzi-
gen Standort erhält. Sollte der Baum in-
folge Sturmschäden, Schädlingsbefall
oder anderer Einflüsse gefällt werden,
müsse am jetzigen Standort ein gleich-
wertiger Ersatz gepflanzt werden. In der

Politik stiess das Anliegen auf weniger
Unterstützung. Der Zofinger Stadtrat,
das Aargauer Departement Volkswirt-
schaft und Inneres sowie das kantonale
Verwaltungsgericht erklärten die Initia-
tive nämlich für ungültig. Der Schutz
eines einzelnen Baumes liege nicht in
der Kompetenz der Stimmberechtigten
oder des Einwohnerrates, lautete die
Begründung.

Mit diesem Verdikt gaben sich die
Anwohner nicht zufrieden und leg-
ten das Schicksal der Blutbuche in die
Hände des Bundesgerichts. Dieses gab
vor kurzem den Behörden recht und
besiegelte damit das Schicksal des Bau-
mes. Die Lausanner Richter erklären,
dass der Schutz von einzelnen Bäumen
im Kanton Aargau im kantonalen und
kommunalen Bau- und Planungsrecht
geregelt sei.

In Sachen Blutbuche gestaltet sich
die Sachlage so, dass die Stadt Zofingen

2019 ihre Bau- und Nutzungsordnung
teilrevidiert hat und darin der umstrit-
tene Baum nicht als einzelnes Natur-
objekt unter Schutz gestellt wurde. Die
mit der Initiative angestrebte Anpas-
sung der Gemeindeordnung «würde zur
Aushebelung dieser gesetzlichen Vor-
gaben führen und auf eine rechtswidrige
Umgehung des Nutzungsplanungsver-
fahrens herauslaufen», halten die obers-
ten Richter fest.

Ungewöhnliche Argumentation

Etwas ungewöhnlich war die Argumen-
tation der Beschwerdeführerinnen, dass
in der Gemeindeordnung eine andere
Besonderheit von Zofingen geregelt sei,
nämlich das Zofinger Kinderfest. Aus
demUrteil lässt sich ableiten, dass diese
Argumentation bei den Bundesrichtern
Stirnrunzeln ausgelöst hat. Juristisch for-
muliert, liest sich dies folgendermassen:

«Die Beschwerdeführerinnen zeigen
nicht auf, inwieweit die Regelung des
Kinderfests in der Gemeindeordnung
gegen übergeordnetes Recht verstos-
sen sollte.» Gemäss dem Urteil gibt es
zudem keinen Grund, wieso die Grund-
lagen der Nutzungsplanung nicht auch
auf Bäume auf öffentlichem Grund an-
zuwenden sind.

Doch selbst wenn Bäume durch die
kommunale Nutzungsplanung oder
durch Inventare unter Schutz gestellt
werden, bedeutet dies nicht unbedingt
ihre Rettung. So haben in Aarau meh-
rere Grundbesitzer markante, alte
Bäume fällen lassen. Dies aus Angst,
die auf ihrem Grundstück stehenden
Bäume könnten ins Inventar aufgenom-
men und damit ihrem Zugriff entzogen
werden. Womit sie das Schicksal erlei-
den, das Alexandra am Ende ihres Lie-
des besingt: «Mein Freund der Baum ist
tot. Er fiel im Morgenrot.»

Die Kritik an der integrativen Schule wächst
Bei Eltern und Lehrern sind die Schulreformen umstritten – für Politiker sind sie ein Abwahlrisiko

ANTONIO FUMAGALLI, DANIEL GERNY,
ERICH ASCHWANDEN

Als die gebürtige Uruguayerin Cesla
Amarelle in die Schweiz kam, war sie
viereinhalb Jahre alt und sprach kein
Wort Französisch.Vierzig Jahre später –
via Gemeinde-, Kantons- und National-
rat wurde die SP-Frau 2017 in dieWaadt-
länder Regierung gewählt – musste sie
sich für ein Departement entscheiden.
Sie wählte bewusst das Bildungsdossier,
obwohl sie ahnte, dass ihr harte Ausein-
andersetzungen bevorstehen würden.
«Ich wollte zurückgeben, was man mir
damals gegeben hatte. Ohne den auf-
opferungsvollen Einsatz meiner ersten
Lehrerin wäre ich nicht da, wo ich nun
stehe», sagt sie.

Dass sie dafür gleich den für eine
Exekutivpolitikerin höchsten Preis be-
zahlen muss, hätte sie damals aber doch
nicht gedacht: Am 10.April dieses Jah-
res wurde Amarelle vom Waadtländer
Stimmvolk abgewählt. Hauptgrund da-
für war das 2020 eingeführte, von einem
Teil der Lehrerschaft wenig goutierte
«Konzept 360°».Dieses soll «nicht mehr,
sondern besser integrieren» und «den
Bedürfnissen aller Schülerinnen und
Schüler entsprechen».

Sprich: Auch verhaltensauffällige,
lernschwache und behinderte Kinder
sollen Regelklassen besuchen – unter
anderem, indem ihnen Sonderpädago-
gen zur Seite gestellt werden. «Es ist
eine der zentralenAufgaben der Schule,
die gesellschaftlichen Ungleichheiten
zu verringern», sagt Amarelle. Oder
anders gesagt: In einer immer hetero-
generen Gesellschaft soll es nicht mehr
hauptsächlich – wie in ihrem persön-
lichen Fall – vom Glück abhängig sein,
ob unterprivilegierte Kinder den sozia-
len Aufstieg schaffen.

Förderklassen abgeschafft

Die integrative Schule gehört seit Jah-
ren zu den Reizthemen im Bildungs-
bereich. Das Behindertengleichstel-
lungsgesetz und vieleVolksschulgesetze
schreiben deren Förderung vor, wobei
sie stets von individuell abgestimmten
Fördermassnahmen zugunsten der «un-
gewöhnlichen» Schülerinnen und Schü-
ler begleitet werden. 2007 bildeten die
Kantonedafür sogar ein eigenes Sonder-
pädagogik-Konkordat, dem inzwischen
sechzehn Kantone beigetreten sind.Die
einstigen Klein- und Förderklassen wur-
den damit zum grösstenTeil abgeschafft.

Doch die Zweifel am Konzept sind
nie ganz abgerissen: Im Kanton Basel-
Stadt hat ein überparteiliches Komitee
kürzlich eine Volksinitiative zur Wie-
dereinführung von Kleinklassen gestar-
tet, die es neu «Förderklassen» nennt.

Im Unterschied zu anderen Kantonen
gibt es in Basel kaum noch solche klei-
nen Klassen für Kinder mit besonderen
Bedürfnissen. Viele Lehrerinnen und
Lehrer kommen an die Belastungsgren-
zen, auch wenn sie das Konzept der inte-
grativen Schule im Prinzip begrüssen.
Das zeigte eine Umfrage unter Lehr-
personen, von denen schliesslich fast
drei Viertel die Wiedereinführung von
Kleinklassen befürworteten.

Das Beispiel steht für Diskussionen
in zahlreichen Kantonen und Gemein-
den.Lehrerverbände undGewerkschaf-
ten warnen immer wieder vor einem
Kollaps der Volksschule. Sie drängen
auf zusätzliche Stellenprozente, die nö-
tig seien, um den Unterricht in hetero-
gen zusammengesetzten Klassen in der
gebotenen Qualität überhaupt gewähr-
leisten zukönnen.Kaum jemandbestrei-
tet dabei den Sinn eines möglichst inte-
grativen Unterrichts. Doch oft stimmt
der Mitteleinsatz nicht mit der Realität
überein. Vor allem in städtischen Schu-
len sind dieAnforderungen an die Lehr-
personen hoch: Die Anzahl Kinder, die
nicht Deutsch als Muttersprache haben,
ist hoch.Gleichzeitig gibt es immermehr
Kinder aus belasteten Familien.

Der baselstädtische Bildungsdirektor
Conradin Cramer von der liberaldemo-

kratischen Partei (LDP) hält zwar an
der integrativen Schule fest, doch der
Druck von der Basis zwingt auch ihn
zu einer Kurskorrektur: Die integrative
Schule müsse eine «bessereWirkung er-
zielen», erklärte er vergangene Woche
gegenüber der «Basler Zeitung»: «Dazu
gehört zuerst einmal:Die Lehrer dürfen
nicht ausbrennen. Diese Gefahr besteht
leider.» Zudem gebe es eine wachsende
Zahl von Schülern, die in Kleinstgrup-
pen von zwei, drei Schülern unterrich-
tet werden müssten,manchmal sogar im
Einzelsetting.

Empörte Bildungsbürger

Die Waadt hat mit der Einführung des
«Konzept 360°» die finanziellen Mittel
massiv erhöht – das Budget zugunsten
der Grundschule wurde signifikant stär-
ker ausgebaut, als dieAnzahl der Schul-
kinder zunahm.Dennoch ebbte die Kri-
tik an der Reform, die von den im gröss-
ten Westschweizer Kanton traditionell
einflussreichen Schulgewerkschaften
nur halbherzig mitgetragen wurde, nie
ab. Unzufrieden waren nicht nur über-
forderte Lehrpersonen, sondern auch
ein Teil der Eltern. Man darf mutmas-
sen, dass dieser kumulierte Widerstand
die rund 4000 Stimmen ausmachte, die

der Bildungsdirektorin Amarelle zur
Wiederwahl fehlten.

«Die Ansicht, dass eine inklusivere
Schule zu einer Nivellierung des Schul-
niveaus nach unten führt, ist falsch.Aber
sie ist leider weit verbreitet», sagt sie.
Dies gelte insbesondere für einen Teil
der Bildungsbürgerschicht, die selbst
noch die herkömmliche Schule besucht
habe und über überdurchschnittlich viel
politischen Einfluss verfüge.Manmüsse
dieBefürchtungenernst nehmenundbe-
tonen,dass die SchülerinnenundSchüler
mit dem neuen Ansatz andere Kompe-
tenzen erwürben – etwa die mündliche
Ausdrucksweise oder das Erkennen von
fachlichen Überschneidungen.

Die Waadt ist freilich nicht der ein-
zige Westschweizer Kanton, in dem die
Maxime einer «gleicheren» Schule auf
Widerstand stösst: Erst am vergange-
nen Sonntag hat das Genfer Stimmvolk,
wenn auch nur mit knapper Mehrheit,
eine Reform bachab geschickt. Sie hatte
zum Ziel, denAnsprüchen aller Schüle-
rinnen und Schüler gerecht zu werden,
«unabhängig davon, ob sie Schwierigkei-
ten haben oder nicht».

Konkret hätte die Übergangsstufe
(«cycle d’orientation») zwischen Pri-
marschule und Sekundarstufe II har-
monisiert werden sollen – dies nicht zu-

letzt vor dem Hintergrund, dass die Be-
rufslehre in Genf auch kulturell bedingt
einen besonders schweren Stand hat
und aufgewertet werden soll. Auf Klas-
senebene wäre die Trennung in ver-
schiedene Leistungsstufen erst im elf-
ten Schuljahr erfolgt.

Doch daraus wird nun nichts, Regie-
rung und Parlament müssen zurück auf
Feld eins. Für die Bildungsvorstehe-
rin Anne Emery-Torracinta kommt das
Abstimmungsresultat einer persönlichen
Schlappe gleich.Da sie aufgrundvongra-
vierenden Missständen in einem Heim
für autistischeKinder ohnehin schwer in
der Kritik steht, dürfte sie sich glücklich
schätzen, dass die SP-internen Regeln
eine Amtszeitbeschränkung vorsehen
und sie sich imkommendenFrühling gar
nicht erst zurWiederwahl stellen darf.

SVP will das Rad zurückdrehen

Dass die Bildungspolitik – und nota-
bene die inklusive Schule – ein heis-
ses Eisen ist, musste auch der Nidwald-
ner Regierungsrat Res Schmid erfah-
ren. Sein Kanton, der bereits seit 2010
voll auf dieses Modell setzt, gehört zu
den schweizweiten Pionieren. Doch die
SVP will das Rad zurückdrehen und
wieder auf Kleinklassen setzen. Sie
machte den integrativen Unterricht vor
den Wahlen vom vergangenen März zu
einemHauptthema.Brisant:Zielscheibe
der SVP-Kritik war ausgerechnet der
«eigene» Bildungsdirektor Schmid.

Für Aufsehen sorgte ein Inserat der
SVP im lokalen Gratisanzeiger, das
«klareGrenzenbeim integrativenUnter-
richt» verlangte. In der nächsten Aus-
gabe des Blattes schlug der kantonale
Lehrerinnen- und Lehrerverband zu-
rück. In einem in ähnlichem Layout ge-
haltenen Inserat hielten die Lehrperso-
nen fest, dass sich das System bewährt
habe. Den «Wahlkampf auf Kosten der
Schwächsten» verurteilten sie scharf.

Anders als der Waadtländer Bil-
dungsdirektorin Cesla Amarelle hat die
Diskussion ihrem Nidwaldner Amts-
kollegen nicht geschadet. Res Schmid
wurde im März problemlos wieder-
gewählt. Nach zwölf Jahren Erfahrung
in der Praxis will er nun den Ist-Zustand
unter die Lupe nehmen. Ein möglicher
Weg wäre die Schaffung von sogenann-
ten Schulinseln oder Lernorten, wie sie
in einigen Nidwaldner Gemeinden be-
reits bestehen.Dabei handelt es sich um
ein niederschwelliges Angebot vor Ort
für Schülerinnen und Schüler, die kurz-
fristig oder über eine befristete Zeit dem
Unterricht in der Regelklasse nicht fol-
gen können. Doch lange soll dieser Zu-
stand nicht anhalten. Ziel ist, dass auch
diese Kinder so schnell wie möglich wie-
der in die Regelklasse zurückkehren.

Im integrativen Unterricht werden schwächere Schülerinnen und Schüler speziell gefördert. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ


